Öffentliche Bekanntgabe gemäß § 5 Abs. 2 UVPG
über die Feststellung der UVP-Pflicht für ein Vorhaben
der Firma INEOS Manucaturing Deutschland GmbH, Köln


Bezirksregierung Köln							Köln, 11.11.2024
Az.: 53-2024-0077554


Auf der Grundlage des § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird hiermit folgendes bekannt gegeben:

Die Firma INEOS Manucaturing Deutschland GmbH hat gemäß § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) die Genehmigung der wesentlichen Änderung des Tanklagers West, Geb. X22, am Standort Alte Straße 201 in 50769 Köln beantragt. Der Genehmigungsantrag beinhaltet die Errichtung und den Betrieb des neuen Ethylen-Tiefkalttanks TK-211 (20.000 m³) mit den erforderlichen Nebeneinrichtungen - wie insbesondere drei Kompressoren und einer Notfackel - als Ersatz für den bestehenden Ethylen-Tank TK-213. Die Lagerkapazität für Ethylen bleibt unverändert.

[bookmark: _GoBack]Bei dem vorliegenden Antrag handelt es sich um ein Änderungsvorhaben nach der hier maßgeblichen Nr. 9.2.1.1 der Anlage 1 des UVPG. Es wurde eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG durchgeführt. Diese hat ergeben, dass zusätzliche erhebliche nachteilige Auswirkungen hinsichtlich der Schutzgüter Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern nicht zu erwarten sind. Insbesondere resultieren aus dem Änderungsvorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen durch Luftverunreinigungen, da es keine Emissionsquellen im bestimmungsgemäßen Betrieb gibt. Die Schallimmissionen des gesamten Tanklagers West liegen nach den Änderungsmaßnahmen an allen Immissionsorten im Nachtzeitraum mindestens 15 dB(A) unter den durch die Bezirksregierung Köln festgelegten zulässigen Immissionswerten. Auswirkungen auf den Natur- und Artenschutz sowie Bodenbelastungen sind nicht zu erwarten, da die Errichtung im Bereich bestehender Anlagen auf einer seit Jahrzehnten industriell genutzten Fläche erfolgt. Eine Gefährdung des Wassers ist ebenfalls nicht zu besorgen, da wassergefährdende Stoffe den Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) entsprechend gehandhabt werden. Es fällt darüber hinaus nicht klärpflichtiges Abwasser wie Niederschlagswasser und Kühlwasser an. Die Art und Menge der Abfälle ändert sich nicht. Damit ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung in diesem Verfahren entbehrlich.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Auftrag
gez. Wiemann
